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ENTWURF

03.12.2018
	MIETVERTRAG



	

	abgeschlossen zwischen

	

	[...]

(im Folgenden "Vermieterin")


	

	und

	

	[...]
(im Folgenden "Mieterin")

	(im Folgenden gemeinsam "die Vertragsparteien")

	

	wie folgt:

	

	1.
Mietgegenstand

	

	1.1.
Die Vermieterin ist zu 1/1-Anteilen grundbücherliche Eigentümerin der Liegenschaft EZ [...] KG [...], Bezirksgericht [...], bestehend aus dem Grundstück Nr. [...]. 

	1.2.
Die Vermieterin vermietet an die Mieterin und die Mieterin mietet nach Maßgabe dieses Vertrags die im Plan Anlage ./1.2 ersichtliche Geschäftsfläche Top [...] im Ausmaß von rund [...] m². Diese Geschäftsfläche wird im Folgenden kurz "Mietgegenstand" genannt. 

	1.3
Da das Gebäude, in dem sich der Mietgegenstand befindet, aufgrund einer nach dem 30.06.1953 erteilten Baubewilligung ohne Zuhilfenahme öffentlicher Mittel neu errichtet wurde, finden auf das Mietverhältnis nur die in § 1 Abs 4 Z 1 MRG genannten Regelungen Anwendung.
Bei Altbauten und damit Vollanwendungsbereich sind einige der verwendeten Klauseln so nicht umsetzbar!


	1.4.
Zum Mietgegenstand gehört nur das Innere der in Punkt 1.2 genannten Geschäftsfläche, nicht aber die den Kunden und sonstigen Personen, die sich auf der Liegenschaft aufhalten, zur Verfügung stehenden Flächen, Anlagen und Einrichtungen, insbesondere bestehend aus [...], etc. Die Vermieterin hat das Recht, die Gemeinschaftsanlagen umzubauen und zu verändern, wenn sie davon überzeugt ist, dass so eine Maßnahme im Gesamtinteresse des Komplexes gelegen ist.

	1.5.
Weiters vermietet die Vermieterin an die Mieterin und mietet die Mieterin nach Maßgabe dieses Vertrages jenen im Plan (Anlage ./1.2) farblich markierten Stellplatz [...] in der Tiefgarage.

	2.
Mietdauer

	

	2.1.
Das Mietverhältnis beginnt am [...] und wird auf 10 Jahre abgeschlossen. Es endet somit am [...], ohne dass es einer Aufkündigung bedarf.

	Alternativ:

Das Mietverhältnis beginnt am […] und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

	

	Beide Vertragsparteien sind berechtigt, das Mietverhältnis unter Einhaltung einer …monatigen Kündigungsfrist zum Ende eines Kalendermonats / Kalenderjahrs aufzukündigen, wobei die Vermieterin gerichtlich und die Mieterin mit eingeschriebenem Brief kündigen müssen.

	2.2.
Die Verpflichtung der Mieterin zur Zahlung des Mietzinses beginnt mit Übergabe des Mietgegenstands. Der Mietvertrag wird aufschiebend bedingt mit der Räumung des Mietgegenstands durch die Vormieterin/Bezugsfertigstellung gemäß der Bau- und Ausstattungsbeschreibung (Anlage ./2.2) abgeschlossen.

	2.3.
Ungeachtet der vereinbarten Mietzeit kann die Vermieterin neben den in § 30 MRG genannten Gründen diesen Mietvertrag jeweils zum Monatsende unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist aus nachstehend genannten und ausdrücklich im Sinne § 30 Abs 1 und Abs 2 Z 13 MRG vereinbarten wichtigen Gründen kündigen. Wichtige Kündigungsgründe liegen vor, wenn

	2.3.1.
die Mieterin den Mietgegenstand zu einem anderen als dem vertraglich vereinbarten Zweck verwendet;

	2.3.2.
die Mieterin unbefugt bauliche Änderungen vornimmt;
Teilanwendungsbereich: gröblich benachteiligend nach § 879 Abs 3 ABGB, weil jegliche, auch die geringfügigste, bauliche Veränderung verboten wird, auch wenn sie für die vereinbarungsgemäße Verwendung des Objektes erforderlich und leicht wieder zu beseitigen ist und keine wichtigen Interessen des Bestandgebers beeinträchtigt.

Hier könnte der Vermieter – ausgenommen beim erheblich nachteiligen Gebrauch – wohl nur mit Unterlassungsklage vorgehen; ein zusätzlicher Kündigungsgrund ist demgegenüber sicherlich schwerwiegender; aus diesem Grund ist diese Klausel wohl bedenklich.


	2.3.3.
die Mieterin ihrer Versicherungspflicht nicht entspricht;

	2.3.4.
über das Vermögen der Mieterin das Insolvenzverfahren rechtskräftig eröffnet wird oder ein diesbezüglicher Antrag mangels kostendeckenden Vermögens abgewiesen wird;

	2.3.5.
wenn die Mieterin ihren Benützungs- und Instandhaltungsverpflichtungen trotz schriftlicher Mahnung mit 2-wöchiger Nachfristsetzung nicht nachkommt. Die erforderlichen Arbeiten dürfen in diesem Fall auf Kosten der Mieterin vorgenommen werden. Bei drohender Gefahr oder unbekanntem Aufenthalt der Mieterin bedarf es keiner Mahnung.

	2.4.
Jede Vertragspartei ist darüber hinaus zur vorzeitigen Vertragsauflösung bei Vorliegen eines der in §§ 1117 f ABGB genannten Gründe berechtigt. Für den Fall, dass der Mietgegenstand durch eine von einer bestehenden Versicherung gedeckten Umstand ganz oder teilweise zerstört wird und die Vermieterin innerhalb von einem Monat erklärt, den Mietgegenstand wieder aufzubauen, kann die Mieterin den Mietvertrag nur auflösen, wenn der Wiederaufbau nicht binnen einem Jahr abgeschlossen ist. Für die Zeit der Unbrauchbarkeit kommt das Mietzinsminderungsrecht gemäß § 1096 ABGB zur Anwendung. 

	2.5.
Nach Beendigung des Mietverhältnisses hat die Mieterin den Mietgegenstand geräumt von allen Fahrnissen, gereinigt, Wände, Decken, Fenster und Türen neu gestrichen und der Fußbodenbelag erneuert so zurückzustellen, dass es zu einer sofortigen Weitervermietung für Verkaufszwecke funktionsfähig und geeignet ist.

	3.
Mietzins

	

	3.1.
Das von der Mieterin zu bezahlende laufende Entgelt besteht aus:

3.1.1.
dem Hauptmietzins (siehe 3.2),

3.1.2.
den Betriebs- und Nebenkosten (siehe 4.) und

3.1.3.
der jeweiligen gesetzlichen Umsatzsteuer.

Die Verpflichtung zur Zahlung der gesetzlichen Umsatzsteuer besteht unabhängig davon, ob die Mieterin vorsteuerabzugsberechtigt ist oder nicht.

	3.2.
Die Mieterin zahlt einen monatlichen Hauptmietzins von EUR [...] pro Quadratmeter für die im Plan Anlage./1.2 gekennzeichneten Flächen von [...] Quadratmetern. Die Mieterin hat zusätzlich zum Mietzins die Umsatzsteuer in gesetzlicher Höhe (derzeit 20%) zu entrichten.

	3.3.
Der Mietzins samt Umsatzsteuer ist in monatlichen Raten im Vorhinein jeweils am Ersten eines Kalendermonats einlangend zu bezahlen. Die Überweisung hat für die Vermieterin kostenfrei auf das bekannt zu gebende Konto mit Einziehungsermächtigung oder Dauerauftrag zu erfolgen. 

	3.4.
Im Zusammenhang mit der Option zur Umsatzsteuer wird folgendes vereinbart:

3.4.1
Die Mieterin bestätigt, Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergesetzes zu sein und den Mietgegenstand ausschließlich für ihr Unternehmen zu verwenden.

3.4.2
Die Mieterin ist verpflichtet, den Mietgegenstand ausschließlich für die Erzielung solcher Umsätze zu verwenden, die den Vorsteuerabzug der Vermieterin nicht ausschließen. Der Mietgegenstand darf jedoch in geringfügigem Umfang für die Erzielung solcher Umsätze verwendet werden, die den Vorsteuerabzug ausschließen, wenn und soweit dies nach den Vorgaben des § 6 Abs. 2 UStG und von der Finanzverwaltung als für die Umsatzsteueroption der Vermieterin unschädlich angesehen wird (derzeit Bagatellgrenze von 5 %). Die Mieterin hat der Vermieterin anhand geeigneter Unterlagen den Umfang der Nutzung nachzuweisen.

3.4.3
Die Mieterin hat der Vermieterin jährlich im Dezember schriftlich mitzuteilen, in welchem Umfang sie den Mietgegenstand im laufenden Kalenderjahr für Umsätze verwendet bzw. verwendet hat, die den Vorsteuerabzug ausschließen. Auf Anforderung der Vermieterin ist die Mieterin verpflichtet, der Vermieterin alle Unterlagen gegen Ersatz der Kopierkosten zur Verfügung zu stellen, die diese benötigt, um dem Finanzamt ihre Vorsteuerabzugs- bzw. Optionsberechtigung im Sinne des § 6 Abs. 2 UStG nachzuweisen. 

3.4.4
Wird der Mietgegenstand entgegen Punkt 3.4.2 nicht nur oder nicht mehr nur im geringfügigen Umfang für die Erzielung von Umsätzen verwendet, die den Vorsteuerabzug bzw. die Option im Sinne des § 6 Abs. 2 UStG ausschließen (nachfolgend "umsatzsteuerschädliche Verwendung" genannt), bzw. ist eine umsatzsteuerschädliche Verwendung beabsichtigt, hat die Mieterin dies der Vermieterin unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Ferner hat die Mieterin der Vermieterin die Originale der Dauermietrechnungen zurückzustellen, die sich auf solche Zeiträume beziehen, in denen die Mieterin den Mietgegenstand für Umsätze verwendet hat, die den Vorsteuerabzug der Vermieterin ausschließen.

3.4.5
Im Falle einer umsatzsteuerschädlichen Verwendung des Mietgegenstands durch die Mieterin erhöhen sich der Mietzins und Betriebs- bzw. Nebenkostenvorauszahlungen/-abrechnungen ab dem Kalendermonat des Beginns der umsatzsteuerschädlichen Verwendung, d.h. gegebenenfalls auch rückwirkend, um den Betrag aller Schäden, Kosten, Säumniszuschläge im Sinne des § 217 BAO, Verwaltungs- und Beratungskosten und geldwerten Nachteile, die der Vermieterin durch die nunmehr steuerfreie Vermietung gemäß § 6 Abs. 1 Z 16 UStG entstehen, insbesondere um alle direkt und indirekt nicht mehr bei der Vermieterin abzugsfähigen Vorsteuerbeträge im Sinne des § 12 UStG. In jedem Fall ist der Mieter verpflichtet, der Vermieterin jedwede aus seiner umsatzsteuerschädlichen Verwendung des Mietgegenstands entstehende Schäden, Kosten, Säumniszuschläge, Verwaltungs- und Beratungskosten und Nachteile zu ersetzen. Dies beinhaltet auch die Verpflichtung des Mieters, der Vermieterin im Rahmen der Betriebskostenabrechnung daraus resultierende Nachteile (zB nicht abzugsfähiger Anteil der Vorsteuer betreffend Betriebskostenaufwendungen) zu ersetzen.

3.4.6
Gleichzeitig entfällt ab dem Zeitpunkt des Beginns der umsatzsteuerschädlichen Verwendung die Pflicht des Mieters zur Entrichtung der Umsatzsteuer bezüglich der Fläche, für die eine Option nach § 6 Abs. 2 UStG nicht mehr möglich ist. Der Mietzins sowie die Betriebs- bzw. Nebenkostenvorauszahlung werden dann ohne Umsatzsteuer im Rahmen einer steuerfreien Vermietung gemäß § 6 Abs 1 Z 16 UStG abgerechnet. Der vor Berichtigung der Rechnungen dem Mieter in Rechnung gestellte Umsatzsteuerbetrag gilt als Vorauszahlung auf die entstandenen Schäden, Kosten, Säumniszuschläge, Verwaltungs- und Beratungskosten und Nachteile.

3.4.7
Die Abrechnung dieses Mietverhältnisses erfolgt ausschließlich per Dauermietrechnung. Zu diesem Zweck wird die Vermieterin der Mieterin jeweils eine den Anforderungen des § 11 Abs. 1 UStG genügende Dauermietrechnung unter Ausweis der auf die gemäß § 6 Abs. 2 UStG optionsfähigen Flächen anfallenden gesetzlich geschuldeten Umsatzsteuer ausstellen. Die Parteien sind sich darüber einig, dass dieser Mietvertrag keine Dauermietrechnung im Sinne des § 11 Abs. 2 UStG ist.

	3.4.
Der Hauptmietzins ist wertbeständig vereinbart und wird auf den vom Österreichischen Statistischen Zentralamt verlautbarten monatlichen Verbraucherpreisindex 2015 wertbezogen. Ausgangsbasis für diese Wertsicherung ist die für den Monat des Vertragsabschlusses verlautbarte Indexzahl. Die Veränderung findet einmal jährlich mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jahres statt, und zwar um den Prozentsatz, um den sich die für den Monat Jänner des jeweiligen Jahres verlautbarte Indexzahl des Verbraucherpreisindex 2015 gegenüber der Indexzahl für Jänner des vorangegangenen Jahrs (bei der ersten Veränderung gegenüber der Basis) verändert hat. Erhöhungsbeträge können nach freier Wahl der Mieterin auch nachträglich in Rechnung gestellt werden. Sollte der Verbraucherpreisindex 2015 nicht mehr verlautbart werden, so gilt ein Nachfolgeindex oder der nächst ähnliche Index als vereinbart.

	Alternativ:

Der monatliche Mietzins ist wertgesichert und verändert sich in jenem Maß, das der Veränderung des vom österreichischen statistischen Zentralamt verlautbarten Verbraucherpreisindex 2015 oder einem an dessen Stelle tretenden Index entspricht. Ausgangsbasis für die Wertsicherung ist die für den Monat des Vertragsabschlusses verlautbarte Indexzahl. Dabei sind Änderungen solange nicht zu berücksichtigen, als sie 5% der ursprünglichen Indexzahl nicht übersteigen. Bei Überschreitung wird die gesamte Veränderung berücksichtigt. Die neue Indexzahl ist jeweils die Ausgangsbasis für die Berechnung der weiteren Änderungen.

	

	Die Vermieterin ist berechtigt, in Abständen von jeweils fünf Jahren, jeweils mit Rechtswirkung zu Beginn des folgenden Jahres, eine Anpassung des Mietzinses auf den dann unter Berücksichtigung des Zustandes bei Übergabe orts- und marktüblich erzielbaren Hauptmietzins für derartige Objekte zu begehren. Die Vermieterin muss ihr Begehren auf Erhöhung des Mietzinses spätestens sechs Monate vor dem beabsichtigten Anhebungszeitpunkt bekannt geben. Soweit zwischen den Vertragsteilen über den ortsüblichen Hauptmietzins binnen vier Wochen ab Zugang des Erhöhungsbegehrens keine Einigung zustande kommt, ist er von einem gerichtlich beeideten Sachverständigen nach Anhörung beider Vertragsteile mittels Schiedsgutachtens festzusetzen. Sollten sich die Vertragsteile über die Person des Schiedsgutachters nicht binnen weiterer vier Wochen einigen, so ist dieser vom Innungsmeister der Landesinnung Wien der Immobilien und Vermögenstreuhänder zu bestellen. Die Kosten des Schiedsgutachters werden von den Parteien in jenem Verhältnis übernommen, in dem das Gutachten von den jeweils zuvor ausgedrückten Standpunkten abweicht.

	

	3.5.
Im Falle eines Zahlungsverzugs verpflichtet sich die Mieterin zur Bezahlung von Verzugszinsen in Höhe von 9,2 %-Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß UGB. Im Verzugsfall hat die Mieterin weiters Kosten für Mahnung und Inkasso sowie die vollen Kosten des anwaltlichen Einschreitens, insbesondere der Mahnschreiben, zu bezahlen.

	4.
Betriebs- und Nebenkosten

	

	4.1.
Die Betriebs- und Nebenkosten sind in der jeweils anfallenden Höhe gemeinsam mit dem Hauptmietzins zu bezahlen, und zwar:

	4.1.1.
Sämtliche, die Liegenschaft betreffenden Steuern und öffentlichen Abgaben, die aufgrund des Eigentums an der Liegenschaft kraft Gesetz, Verordnung oder behördlicher Verfügung an den Grundeigentümer zur Vorschreibung gelangen.

	4.1.2.
Sämtliche zur Erhaltung und zum ordnungsgemäßen Betrieb des Gesamtkomplexes und der dazugehörigen Flächen und Einrichtungen notwendigen Ausgaben, unter anderem jedenfalls die in §§ 21 bis 25 MRG genannten, aber auch alle zur Erhaltung und zum ordnungsgemäßen Betrieb der dazugehörigen Flächen und Einrichtungen notwendigen Ausgaben, insbesondere Wasser– und Kanalisationsgebühren, auch die Kosten (Gebühren) für Rauchfangkehrung, Kanalräumung, Schädlingsbekämpfung und Unratabfuhr, die Kosten für Licht- und Kraftstrom, Be- und Entwässerung, Straßenreinigungsgebühr, die Kosten angemessener Versicherungen, wie Feuer-, Haftpflicht-, Leitungswasser- einschließlich Sprinklerversicherungen, Sturmschadenversicherung sowie – soweit abgeschlossen – Stromschäden und Glasbruch-Versicherung und die für die allgemeinen Teile der Liegenschaft vorgeschriebenen Gebrauchsgebühren, sowie alle mit der laufenden Erhaltung und Verwaltung des Gesamtkomplexes samt Außenanlagen und Infrastruktur verbundenen sonstigen Aufwendungen sowie auch die Umgestaltungen oder Ergänzungen aufgrund gesetzlicher oder behördlicher Vorschreibungen.

	4.1.3.
Kosten für Heizung, Klimatisierung und Warmwasser. Die Heizungs-, Klimatisierungs- und Warmwasserkosten umfassen die Kosten insbesondere für Brennstoff, Anfahrt und Zulieferung, elektrische Energie, die übliche Reinigung, die laufende Instandhaltung und Wartung der Anlage.

	4.1.4.
Alle Kosten der Instandsetzung, Instandhaltung, sonstigen Erhaltung und Wartung der Gemeinschaftsanlagen. Dazu gehören insbesondere der Gemeinschaft dienende Einrichtungen, wie die Parkplätze, Grün- und Gartenanlagen, weiters all diese Kosten für Schnee- und Eisräumung, Abfallbeseitigung und die Erfüllung der jeweils für den Betrieb der  erteilten Behördenaufträge etc., sowie sonstige für die gesamte  zu entrichtende laufende öffentliche Abgaben, wie die Müllabfuhr (einschließlich Sondermüll).

	4.2.
Die Mieterin leistet auf die Betriebs- und Nebenkosten monatliche Vorauszahlungen, welche von der Vermieterin nach Maßgabe des zu erwartenden Aufwandes für Betriebs- und Nebenkosten festgesetzt werden. Diese Beträge werden jährlich bis 30. Juni des Folgejahres abgerechnet und können von Zeit zu Zeit von der Vermieterin angepasst werden.

	4.3.
Macht die Mieterin von irgendwelchen Einrichtungen oder Anlagen, insbesondere den Heizungs-, Klima- und Warmwasseranlagen, keinen Gebrauch, so befreit sie dies nicht von der Verpflichtung zur Zahlung dieser Kosten. 

	4.4.
Die Verteilung der Heiz-, Kälte- und Wasserkosten erfolgt nach dem Verhältnis der Nettogrundrissfläche bzw bei Verwendung messtechnischer Ausstattungen zur Gebrauchserfassung nach dem tatsächlichen Verbrauch. Wird bei Mieterwechsel eine Zwischenablesung vorgenommen, sind die Kosten entsprechend zu verteilen. Die Kosten der Zwischenablesung trägt der ausziehende Mieter. Findet keine Zwischenablesung statt, sind die gesamten Kosten zeitanteilig aufzuteilen. Jedenfalls wird die Mieterin selbst und auf eigene Kosten beim jeweiligen Energieversorgungsunternehmen die Zähler- und Verbrauchsanmeldung durchführen und die entsprechenden Verträge abschließen.

	4.5.
Weiters verpflichtet sich die Mieterin zur Bezahlung eines anteiligen Werbekostenbeitrags zur Durchführung der Gemeinschaftswerbung und Aktivitäten der Vermieterin. Die Grundlage beträgt derzeit für einen Jahresbruttoumsatz


bis 
€       [...],--

[...] %


von 
€       [...],--  bis  [...],--
[...] %


von 
€    [...],-- bis [...],--

[...] %


über 
€    [...],--

[...] %



	5.
Benützung des Mietgegenstands; Instandhaltung

	

	5.1.
Die Mieterin darf den Mietgegenstand nur zum Betrieb einer [...] verwenden. Wesentliche Änderungen des Sortiments oder des Geschäftszwecks bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Vermieterin. 

	5.2.
Die Mieterin hat auf ihre Kosten sämtliche gesetzlichen und behördlichen Voraussetzungen für den Betrieb ihres Gewerbes zu schaffen und aufrecht zu erhalten. Die Mieterin hat die Benützung des Mietgegenstands unter Einhaltung aller behördlichen Vorschriften und Auflagen vorzunehmen. 

	5.3.
Die Mieterin verpflichtet sich, den Mietgegenstand samt den darin enthaltenen Einrichtungen, Anlagen und Ausstattungen sowie die gemeinschaftlichen Einrichtungen und Anlagen schonend und pfleglich zu behandeln. Die Mieterin hat die Benützung des Mietgegenstandes einschließlich der gemeinschaftlichen Einrichtungen und Anlagen ohne Beeinträchtigung der anderen Mieter oder Eigentümer der Anlage vorzunehmen. Die Mieterin ist ferner verpflichtet, die Mieträume ausreichend zu lüften und so zu beheizen, dass Frostschäden vermieden werden.

	5.4.
Die Mieterin haftet für Schäden, die nach Übergabe des Mietgegenstands durch sie, ihre Mitarbeiter, Lieferanten, Kunden, beauftragte Professionisten oder sonstige im Mietgegenstand verkehrende Personen am Mietgegenstand verursacht und verschuldet werden. Behauptet die Mieterin eine Verursachung durch Dritte oder fehlendes Verschulden, trifft sie die Beweislast.

	5.5.
Die Mieterin verpflichtet sich, sämtliche am Mietgegenstand oder dessen Einrichtungen, auch wenn diese fix mit dem Gebäude verbunden sind und/oder sich in den umschließenden Mauern befinden, notwendig werdende Reparaturen auf eigene Kosten durchzuführen und überhaupt den Bestandgegenstand und dessen Einrichtung unter Ausschluss der §§ 1096 f ABGB und bereicherungsrechtlicher Vorschriften auf eigene Kosten in gutem und ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten. Sie ist ua verpflichtet, die im Mietgegenstand befindlichen Heizungs-, Belüftungs- und Entlüftungsanlagen, ferner sämtliche Elektro-, Gas-, Sanitär- und Wasserinstallationen stets in betriebsfähigem Zustand zu erhalten und im Fall von Störungen unverzüglich sach- und fachgemäß auf eigene Kosten durch den von der Hausverwaltung genannten Firmen (Beachtung der Gewährleistungszeit) in Stand setzen zu lassen. Außenjalousien sowie auch außerhalb des Bestandgegenstands befindliche Ver- und Entsorgungsleitungen fallen in die Wartungs- und Instandhaltungspflicht der Mieterin, wenn sie ausschließlich dem Mietgegenstand dienen. Die Vermieterin ist nur soweit und nur in dem Umfang zur Aufwandsersatzzahlungen an die Mieterin verpflichtet, als die Vermieterin aus der getätigten Reparatur Ansprüche gegenüber einem Dritten bzw. dem Hausversicherer hat. Die Erhaltungspflichten der Vermieterin erstrecken sich nur auf die Dachhaut, die Fassade exklusive Fenster und die konstruktiven Teile des Gebäudes.

	5.6.
Sollten Schäden oder Mängel am Mietgegenstand eintreten, hat die Mieterin diese sofort der Vermieterin anzuzeigen. Die Mieterin ist ferner verpflichtet, die Vermieterin darauf hinzuweisen, wenn zum Schutz des Mietgegenstands gegen nicht vorhergesehene Gefahren Vorkehrungen erforderlich werden und die Gefahren für die Mieterin erkennbar sind.

	5.7.
Die Mieterin hat Schäden, für die sie nach den gesetzlichen Bestimmungen oder nach den Bestimmungen dieses Vertrages einstehen muss, auf ihre Kosten in angemessener Zeit zu beseitigen. Kommt sie dieser Pflicht auch nach schriftlicher Aufforderung und Nachfristsetzung der Vermieterin nicht nach, so kann die Vermieterin die erforderlichen Arbeiten auf Kosten der Mieterin durchführen lassen.

	5.8.
Aus kurzen Störungen oder Unterbrechungen der Wasser-, oder Energiezufuhr, Stromschwankungen, sonstigen Gebrechen an Gas-, Licht-, Kanalisations-, Kraftstrom-, Wasser-, Heizungs- oder Lüftungsleitungen oder der Klimatisierung und dergleichen, die den Zeitraum von 24 Stunden nicht überschreiten, kann die Mieterin keinerlei Rechtsfolgen ableiten, gleichgültig wie lange dieser Zustand anhält. Daher sind Ansprüche auf Schadenersatz, Zurückbehaltung oder Reduktion der Miete ausgeschlossen. Die Vermieterin haftet nur dann, wenn sie vorsätzlich oder grob fahrlässig diese Störungen oder Unterbrechungen herbeigeführt haben. Bei Störungen oder Schäden an den Versorgungsleitungen hat die Mieterin diese jedenfalls sofort abzuschalten und die Vermieterin unverzüglich zu benachrichtigen.
Vom Ausschluss ist auch der Ersatz von Schäden umfasst, die vom Vermieter verursacht und verschuldet wurden, und es soll das Mietzinsminderungsrecht generell ausgeschlossen werden. ME daher wohl auch iSd § 1096 ABGB nicht durchsetzbar.


	5.9.
Die Vermieterin haftet nicht für Schäden durch Feuchtigkeit, Brand, oder Diebstahl an den der Mieterin gehörigen Waren oder Einrichtungsgegenständen, gleichgültig welcher Art. Jede Haftung der Vermieterin ist jedenfalls auf die Versicherungssumme der von der Vermieterin abgeschlossenen Haftpflichtversicherung begrenzt.
Gröblich benachteiligend nach § 879 Abs 3 ABGB, da auch die Haftung für absichtliche oder grob fahrlässige Schädigungen durch den Vermieter mit umfasst sind.



	6.
Kaution

	

	6.1.
Die Mieterin erlegt bei Unterzeichnung des Mietvertrags als Kaution für alle Ansprüche der Vermieterin aus diesem Vertragsverhältnis eine unbedingte, unwiderrufliche und auf erste Anforderung lautende Bankgarantie einer erstklassigen Bank mit Sitz im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) mit Wirksamkeit bis sechs Monate nach Beendigung des Vertrages über den Betrag von drei / sechs / zwölf Bruttomonatsmieten (Hauptmietzins zuzüglich Betriebs- und Nebenkosten zuzüglich USt). Die Kaution ist wie der Hauptmietzins wertgesichert.

	6.2.
Diese Bankgarantie ist nach Beendigung des Mietverhältnisses und ordnungsgemäßer Rückstellung des Mietgegenstands an die Mieterin auszufolgen, sofern sie nicht vereinbarungsgemäß verwendet worden ist.

	6.3.
Die Vermieterin ist berechtigt aus der Kaution alle sich aus diesem Mietvertrag ergebenden und damit im Zusammenhang stehenden Forderungen abzudecken. Wird die Kaution während des aufrechten Vertragsverhältnisses auch nur teilweise in Anspruch genommen, so ist die Mieterin verpflichtet, die verbrauchte Kaution oder Kautionsteile unverzüglich auf die ursprüngliche Höhe zu ergänzen.

	7.
Bauliche Veränderungen

	

	7.1.
Bauliche Veränderungen des Mietgegenstands, auch wenn sie keine Baubewilligung erfordern, bedürfen der schriftlichen, nur für den Einzelfall gültigen Zustimmung der Vermieterin. Die Kosten dieser baulichen Veränderungen gehen zu Lasten der Mieterin. Bei Eingriffen in Haus-, Sanitär- und sicherheitstechnische Anlagen verpflichtet sich die Mieterin aus Haftungsgründen die ursprünglich mit der Errichtung dieser Anlagen betrauten Professionisten dann zu beauftragen, wenn sie zu marktüblichen Konditionen die Arbeiten durchführen können. Die Instandhaltungspflicht der Mieterin betrifft auch solche vorgenommenen Veränderungen.

Teilanwendungsbereich: gröblich benachteiligend nach § 879 Abs 3 ABGB, weil jegliche, auch die geringfügigste, bauliche Veränderung verboten wird, auch wenn sie für die vereinbarungsgemäße Verwendung des Objektes erforderlich und leicht wieder zu beseitigen ist und keine wichtigen Interessen des Bestandgebers beeinträchtigt.



	7.2.
Etwaige Zustimmungserklärungen der Vermieterin werden stets - auch wenn dies bei Erteilung der Zustimmung nicht ausdrücklich erklärt wird - vorbehaltlich einer etwa erforderlichen behördlichen Genehmigung erteilt. Die Beschaffung der erforderlichen Genehmigung obliegt der Mieterin auf ihre Kosten. Die Mieterin hat die Vermieterin und alle anderen Eigentümer und Mieter hinsichtlich aller Schäden im Zusammenhang mit derartigen Maßnahmen schad- und klaglos zu halten.

	7.3.
Die Vermieterin darf Ausbesserungen und Verbesserungen, die zur Unterhaltung, und Erhaltung des Mietgegenstands oder zur Abwendung von drohenden Gefahren oder zur Beseitigung von Schäden notwendig oder sinnvoll sind, auch innerhalb des Mietgegenstands, ohne Zustimmung der Mieterin vornehmen. Die Mieterin hat derartige Maßnahmen zu dulden und darf sie nicht verzögern oder verhindern. Ihr steht wegen derartiger Arbeiten kein Ersatzanspruch gegen die Vermieterin zu.

	8.
Untervermietungs- und Weitergabeverbot

	

	8.1.
Die Mieterin ist nicht berechtigt, den Mietgegenstand an Dritte unterzuvermieten, zu verpachten oder in sonstiger Weise zur Nutzung zu überlassen. Als Überlassung im Sinne des vorstehenden Absatzes gilt auch die Verpachtung oder Veräußerung des im Bestandobjekt betriebenen Unternehmens, sowie die Überlassung in Form einer entgeltlichen oder unentgeltlichen Begründung eines Gesellschaftsverhältnisses.

	8.2.
Die Mieterin ist berechtigt, den Mietgegenstand ganz oder teilweise an Gesellschaften unter zu vermieten, an denen die Mieterin selbst oder deren Konzernmutter direkt oder indirekt mehrheitlich beteiligt sind (Konzernuntervermietung). Die Mieterin ist allerdings verpflichtet, die Vermieterin unter Vorlage aller zum Nachweis der Konzerneigenschaft erforderlichen Urkunden in jedem Einzelfall unverzüglich von einer Überlassung schriftlich zu verständigen. Falls das Konzernverhältnis zwischen der Mieterin und dem betreffenden Konzernunternehmen zu einem späteren Zeitpunkt beendet werden sollte, erlischt auch das Recht zur Benützung des Mietgegenstands durch dieses Konzernunternehmen. Die Mieterin ist über Verlangen der Vermieterin verpflichtet, den Fortbestand des Konzernsverhältnisses in geeigneter Weise zu belegen.

	8.3.
Das Verhalten des Unterbestandnehmers wird der Mieterin so zugerechnet, als wäre es ihr eigenes Verhalten. Setzt ein Unterbestandnehmer daher ein Verhalten, das dann, wenn es ein Verhalten der Mieterin wäre, die Vermieterin zur Auflösung oder Kündigung oder sonstigen Rechtsfolgen dieses Vertrages berechtigen würde, so ist die Vermieterin gegenüber der Mieterin zu den entsprechenden Rechtsfolgen berechtigt.

	8.4.
Eine gänzliche oder teilweise Weitergabe des Mietgegenstands auf welche Art immer ist untersagt.

	9.
Versicherung

	

	9.1.
Die Vermieterin ist verpflichtet, eine Gebäudeversicherung, insbesondere gegen Feuer, Sturm- Glasbruch- und Leitungswasserschaden, in angemessener Höhe abzuschließen.

	9.2.
Die Mieterin ist verpflichtet, eine ihrer Tätigkeit der Höhe nach angemessene Haftpflichtversicherung für den Mietgegenstand abzuschließen. Auf Verlangen wird die Mieterin der Vermieterin jederzeit den entsprechenden Versicherungsschutz nachweisen.

	9.3.
Sollte der Geschäftsbetrieb der Mieterin das übliche Feuerrisiko übersteigende Risiken bewirken, sind diese der Vermieterin bekannt zu geben und sich daraus ergebende Prämienerhöhungen von der Mieterin gesondert zu tragen.

	10.
Gestattung der Werbung, Namens- und Firmenschilder

	

	10.1.
Nach Absprache mit der Vermieterin ist die Mieterin berechtigt, Namens- und Firmenschilder an dafür vorgesehene Stellen anzubringen. Außenbeleuchtung und andere der Werbung bzw. dem Verkauf dienende Vorrichtungen darf die Mieterin jedoch an den Außenflächen des Mietgegenstands und auf dem Grundstück nur nach Zustimmung der Vermieterin anbringen.

	10.2.
Die Mieterin hat die allgemeinen behördlichen Vorschriften für die Art, Anbringung und Unterhaltung des Firmenschilds, der Außenbeleuchtung und der anderen in diesem Abschnitt behandelten Vorrichtungen zu beachten. Die Kosten für die Beschaffung, Montage, Reparatur, Instandhaltung und Unterhaltung des Firmenschildes, der Außenbeleuchtung und der sonstigen Vorrichtungen trägt die Mieterin. Gleiches gilt für gegebenenfalls anfallende Gebühren und Abgaben.

	10.3.
Die Mieterin hat dafür ein zu stehen, dass das Firmenschild, die Außenbeleuchtung und sonstige Vorrichtungen sicher und in solcher Höhe angebracht werden, dass jeder Sach- und Personenschaden vermieden wird. Für eintretende Schäden haftet die Mieterin.

	10.4.
Bei Beendigung des Mietverhältnisses hat die Mieterin nach entsprechender Aufforderung durch die Vermieterin ihre Schilder, die Außenbeleuchtung und alle sonstigen Vorrichtungen unverzüglich auf ihre Kosten zu entfernen und den ursprünglichen Zustand handwerksgerecht wiederherzustellen.

	11.
Betriebspflicht

	

	11.1.
Die Mieterin ist verpflichtet, den Mietgegenstand während der gesamten Mietdauer seiner Zweckbestimmung entsprechend ununterbrochen zu benützen. Die Mieterin verpflichtet sich, den Mietgegenstand weder ganz noch teilweise ungenutzt oder leer stehen zu lassen.

	11.2.
Die Mieterin ist verpflichtet, den Geschäftsbetrieb während der von der Vermieterin im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen festgelegten Öffnungszeiten aufrecht und die Geschäftsräume geöffnet zu halten, und zwar von [...] bis [...] bzw mindestens [...] Stunden am Tag/Woche.

	11.3.
Bei einer Verletzung der Betriebspflicht hat die Mieterin zusätzlich zum Mietzins ein Pönale in Höhe des Hauptmietzinses für die Dauer der Verletzung der Betriebspflicht zu zahlen.

	12.
Betreten des Mietgegenstands durch die Vermieterin

	

	12.1.
Der Vermieterin bzw. deren Beauftragten und Bevollmächtigten sind berechtigt, nach vorheriger Anmeldung mit einer Frist von einer Woche während der üblichen Geschäftszeiten die Besichtigung des Mietgegenstands vorzunehmen, um

	12.1.1.
den baulichen Zustand und die Einhaltung der Verpflichtungen aus diesem Vertrag zu kontrollieren,

	12.1.2.
bauliche Veränderungen, welche die Mieterin zu dulden hat, vorzubereiten und durchzuführen;

	12.1.3.
das Objekt mit Kauf- oder Mietinteressenten bzw. Sachverständigen zu besichtigen.

	12.2.
Bei Gefahr im Verzuge ist der Zutritt zu jeder Tages- und Nachtzeit gestattet.

	12.3.
Die Mieterin hat bei längerer Abwesenheit dafür zu sorgen, dass die von ihr gemieteten Räume auch während ihrer Abwesenheit betreten werden können, und der Vermieterin dementsprechend eine Person zu benennen, die der Vermieterin gegebenenfalls den Zugang zum Mietgegenstand verschaffen kann.

	13.
Schlüssel

	

	13.1.
Die Mieterin erhält bei der Übergabe alle zum Mietgegenstand gehörenden Schlüssel. Die Anfertigung zusätzlicher Schlüssel bedarf der ausdrücklichen Genehmigung der Vermieterin.

	13.2.
Jeder Verlust eines Schlüssels ist der Vermieterin unverzüglich zu melden. Verloren gegangene oder unbrauchbar gewordene Schlüssel muss die Mieterin auf eigene Kosten ersetzen.

	13.3.
Sämtliche Schlüssel sind bei Beendigung des Mietverhältnisses zurückzugeben. Geschieht dies trotz Mahnung und Nachfristsetzung nicht, ist die Vermieterin berechtigt, die entsprechenden Schlösser auf Kosten der Mieterin auszutauschen.

	14.
Schlussbestimmungen

	

	14.1.
Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen – ebenso wie rechtserhebliche Erklärungen aufgrund dieses Vertrags – der Schriftform. Diese Form ist auch für das Abgehen von diesem Formerfordernis einzuhalten. Mit der Unterfertigung dieses Vertrages verlieren sämtliche Vorabreden, insbesondere ein allenfalls erstelltes Mietangebot, ihre Gültigkeit, so dass nur mehr dieser Vertragstext gilt. Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht.

	14.2.
Die mit der Errichtung dieses Vertrags verbundenen staatlichen Rechtsgeschäftsgebühren werden von der Mieterin getragen. Die Kosten einer anwaltlichen oder sonstigen Beratung und Vertretung trägt jede Partei selbst. Zu Gebührenzwecken wird festgestellt, dass der Jahresmietzins inklusive Betriebskosten und USt EUR [...] beträgt.

	14.3.
Eine Aufrechnung von Forderungen der Mieterin gegen Forderungen der Vermieterin ist nur zulässig, wenn die Forderungen der Mieterin rechtskräftig festgestellt oder von der Vermieterin anerkannt worden sind. Auch eine Zurückbehaltung ist nur auf Grund solcher Forderungen zulässig. Das zwingende Mietzinsminderungsrecht gemäß § 1096 ABGB wird durch diese Regelung nicht berührt.

	14.4.
Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen lässt die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. Anstelle der unwirksamen und undurchführbaren Bestimmungen gelten wirksame und durchführbare Bestimmungen, die den beabsichtigten wirtschaftlichen Zweck möglichst weitgehend erreichen.

	14.5.
Die Vertragsparteien verpflichten sich, die nicht ex lege übergehenden Rechte und Pflichten dieses Mietvertrags ausdrücklich und schriftlich auf den (die) jeweiligen Rechtsnachfolger, insbesondere einen neuen Eigentümer des Mietgegenstands, zu überbinden und diese(n) wiederum zur Überbindung auf weitere Rechtsnachfolger zu verpflichten, wobei in dieser Klausel kein Recht zur Weitergabe durch die Mieterin zu erblicken ist. 

	14.6.
Solange die Vertragsparteien einander nichts Abweichendes mitgeteilt haben, gelten die in diesem Vertrag genannten Geschäftsanschriften als Abgabestellen für Zustellungen.

	14.7.
Die Mieterin anerkennt die Hausordnung (Anlage ./14.7) als Vertragsbestandteil. Sollten Bestimmungen der Hausordnung mit Bestimmungen des Mietvertrags kollidieren, so gelten die Bestimmungen des Mietvertrags.

	14.8.
Dieser Mietvertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, wovon jede Partei ein Exemplar erhält.

	14.9.
Sämtliche Anlagen zu diesem Mietvertrag sind integrierender Bestandteil desselben.
14.10.
Anlagen:

./1.2
Plan

./2.2
Bau- und Ausstattungsbeschreibung

./14.7
Hausordnung



